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PRESSEMITTEILUNG 

Nr. 273 vom 10.12.2012 

 
Novellierung des Brandenburgischen Naturschutzrechtes 

Dieter Dombrowski: Gutachten belegt Verfassungsbruch der Koalition 

Die CDU-Fraktion hat ihre verfassungsrechtlichen Bedenken bereits in der abschließenden Bera-
tung des rot-roten Gesetzentwurfs zur Bereinigung des Brandenburgischen Naturschutzrechtes 

im Umweltausschuss geäußert. Ein heute veröffentlichtes Gutachten des Parlamentarischen Be-
ratungsdiensts – beauftragt von der CDU-Fraktion – bestätigt nun einen möglichen Verfassungs-

bruch von Rot-Rot. 

Der Vorschlag der Koalition sieht vor, dass eine Ersatzgeldzahlung abweichend vom Bundesna-

turschutzgesetz gleichberechtigt zu einem Ausgleich oder Ersatz einer Beeinträchtigung der Na-
tur erfolgen kann, wenn damit eine Aufwertung besser verwirklicht wird. 

Zum heute veröffentlichten Gutachten sagt der umwelt- und agrarpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Dieter Dombrowski: 

„Das Gutachten bestätigt unsere verfassungsrechtlichen Bedenken, dass der rot-rote Änderungs-
antrag sowohl gegen das Bundesnaturschutzgesetz als auch gegen das Grundgesetz verstößt. 

Noch könnten SPD und Linke ihren Fehler beheben und für die abschließende Lesung des Ge-
setzentwurfes an diesem Donnerstag nachsteuern. Sollte die Koalition an ihrer verfassungswidri-

gen Änderung festhalten, ist das neue Brandenburgische Naturschutzgesetz nicht nur handwerk-
lich schlecht gemacht, sondern insgesamt ein schwerer Rechtsbruch. 

Mit der Gleichstellung der naturschutzfachlichen Kompensation von Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts und des Ersatzgeldes missachten SPD und Linke einen allgemeinen und abwei-

chungsfesten Grundsatz im Bundesnaturschutzgesetz. Danach ist ein Eingriff in Natur und Land-

schaft grundsätzlich zu vermeiden bzw. sind nicht vermeidbare Beeinträchtigungen durch Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu kompensieren. Erst wenn eine Beeinträchtigung des Natur-

haushalts nicht ausgeglichen oder ersetzt werden kann, kann vom Verursacher ein Ersatzgeld an 
das Land gezahlt werden. Dieses Grundprinzip hebelt Rot-Rot aus und steuert damit direkt auf 

einen Verfassungsbruch zu. 

Grundsätzlich ist der Vorschlag der Koalitionsfraktion aber begrüßenswert und wird auch von der 

CDU inhaltlich unterstützt. Zuvor muss jedoch das Bundesnaturschutzgesetz entsprechend ge-
ändert werden. Derzeit überschreitet der rot-rote Vorschlag ganz klar die Gesetzgebungskompe-

tenz des Landes und ist damit verfassungswidrig.“ 

Hintergrund 

Auf Seite 13 kommt das Gutachten zu folgendem Ergebnis:  

„Geht man davon aus, dass § 13 BNatSchG die abweichungsfesten allgemeinen Grundsätze des 

Naturschutzes gemäß Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 GG zutreffend umschreibt, sprechen im Rahmen der 
hier kurzfristig erbetenen Überprüfung beachtliche Argumente dagegen, dass die vorgeschlagene 
Regelung des Ausschusses für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz zu § 6 Abs. 1 



 

 
         Kathrin Störzner, Pressesprecherin                                       Telefon: 0331 / 966 1448 
         CDU-Fraktion im Landtag Brandenburg              Telefax:  0331 / 966 1407 
         Am Havelblick 8                 Mobil:     0163 / 636 66 32 

        14473 Potsdam 
        www.cdu-fraktion-brandenburg.de               pressesprecher@cdu-fraktion.brandenburg.de  

BbgNatSchAG mit den in § 13 BNatSchG niedergelegten allgemeinen Grundsätzen vereinbar ist. 

Die vorgeschlagene Bestimmung stellt unter bestimmten Voraussetzungen die Ersatzgeldzahlung 
mit der Realkompensation gleich und dürfte damit die von § 13 BNatSchG gezogenen Grenzen 

überschreiten.“ 


